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EINLEITUNG DES LANDESVORSITZENDEN

Landtagswahl in Sachsen:  
ein Start in die 8. Wahlperiode
Jan Krumlovsky

Am 1. September 2024 fand die Wahl für 
die Mitglieder des 8. Sächsischen Land-

tages statt. 
Bei der Wahl, welche alle fünf Jahre statt-

findet, hatten die derzeit rund 3,4 Millionen 
wahlberechtigten Sachsen die Möglichkeit, 
über die Zukunft unseres Freistaates zu ent-
scheiden und die Richtung der Landespoli-
tik in den kommenden Jahren zu bestimmen.

Wahlberechtigt waren alle Bürgerinnen 
und Bürger ab 18 Jahren, die seit mindestens 
drei Monaten ihren Hauptwohnsitz in Sach-
sen hatten. In den 60 Wahlkreisen hatten sie 
die Möglichkeit, mit je einer Stimme für ih-
ren Direktkandidaten als auch über die Lis-
tenwahl abzustimmen.

Aus den unterschiedlichsten politischen 
Spektren stellten sich Kandidatinnen und 
Kandidaten zur Wahl, um einen der be-
gehrten 120 Plätze zu bekommen und um 
den Bürgerinnen und Bürgern eine brei-

te Auswahl an politischen Richtungen zu 
bieten. Auf den 19 anerkannten Listen-
wahlvorschlägen warben 199 Kandidatin-

nen und 517 Kandidaten (Gesamt 716) um 
die Stimmer der Wählerschaft.

Besonders interessant ist die Altersvertei-
lung der Bewerber: In der Altersgruppe von 
18 bis unter 30 Jahren bewarben sich 50 Per-
sonen um ein Mandat, während sich in der 
Gruppe über 70 Jahren 11 Kandidaten zur 
Wahl stellten.

Die Zusammensetzung des neuen Land-
tages und die Koalitionsbildung wird von 
großer Bedeutung und eine wichtige po-
litische Weichenstellung für die nächsten 
Jahre sein. In den Wahlprogrammen, den 
Wahlkampfreden und den in der DP abge-
druckten Interviews sind eine Menge Visi-
onen der Parteien zu vernehmen, wie man 
mit der sächsischen Polizei und der Inneren 
Sicherheit umgehen will. Was davon wirk-
lich umgesetzt werden kann, wird die Zu-
kunft zeigen.

In der vergangenen Legislaturperiode 
gab es fünf Fraktionen und eine Koalition 
aus CDU, SPD und Grüne, welche die politi-
sche Landschaft prägten.  I
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Ein Interview mit unserem Interviewführer
DP: Du hast die Interviews mit den Par-
teien im Vorfeld der Wahl gemacht. Hand 
aufs Herz! Hat das was gebracht?

Peer Oehler: Na ja, das kommt auf den An-
spruch an. 

DP: Was war dein Anspruch?

Peer Oehler:  Wer Forderungen umsetzen 
will, der muss zuerst einmal sicherstellen, 
dass diejenigen, die die Umsetzung betrei-
ben könnten, die Forderungen kennen.

DP: Die können auch unser Programm 
lesen!

Peer Oehler: Im Ernst? Ich glaube, es ist 
weltfremd zu glauben, dass Parteispitzen je-

des Gewerkschaftsprogramm lesen. Die Fach-
sprecher der Fraktionen, aber noch mehr de-
ren Mitarbeiter sind eher diejenigen, die das 
im Details durchblicken. Ich fühle mich zum 
Beispiel bestätigt, für das BSW den Kontakt zu 
Sahra Wagenknecht direkt gesucht zu haben. 
Immerhin wird sie sich wohl direkt an den Ko-
alitionsgesprächen beteiligen.

DP: Und welche Forderungen hast du im 
Gespräch platziert?

Peer Oehler: Unterschwellig und eher als 
Frage nach den Ursachen, als der Vorwurf 
des politischen Versagens, war mir im Ge-
sprächsauftakt bei allen der Hinweis auf das 
Problem der nicht mehr streitfähigen Gesell-
schaft wichtig. Ein mächtiger Batzen unse-
rer Arbeit resultiert aus politischer Aufge-

regtheit und Unversöhnlichkeit – von Ver-
sammlungsbegleitung bis Objektschutz, von 
Gefährdung unserer Beamtinnen und Beam-
ten bis Beleidigung von Politikern.

DP: Ist das angekommen?

Peer Oehler:  Absolut. Jeder stimmt zu, dass 
gesellschaftliche Probleme nicht mit polizei-
lichen Mitteln gelöst oder gar unterdrückt 
werden können und dass eine Gesellschaft 
lernen muss, unterschiedliche Positionen 
auszuhalten und sich friedlich auszutau-
schen.

DP: Aber?

Peer Oehler: Der Weg dahin ist für viele 
eine Blackbox. Die klarsten Vorstellungen 
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hat Petra Köpping (SPD) gehabt: Schaffen 
von Kommunikationsräumen, die insbe-
sondere auf dem Land durch alle möglichen 
Schließungen verloren gegangen sind. Ihr 
Ziel: Die Gesellschaft muss wieder lernen, 
miteinander zu reden. Richtig!

DP: Welche Forderungen standen noch 
im Mittelpunkt?

Peer Oehler: Zum Beispiel die Mutter un-
serer Forderungen, dass Aufgabe und Per-
sonal zusammenpassen müssen. Dem stim-
men alle Parteien zu. Der Aufwuchs im Per-
sonalbereich wird von keinem bestritten. 
Sogar die Freien Wähler und FDP, die ja den 
schlanken Staat wollen, anerkennen den 
Stellenbedarf der Polizei. Aber ich glaube, 
das ist die halbe Wahrheit. Zur Wahrheit ge-
hört, dass nach meiner Auffassung die Zeit 
kommen wird, in der wir nicht mehr das Per-
sonal für die Stellen finden oder der aner-
kannte Stellenbedarf mit dem gegenwär-
tigen Modell der Staatsfinanzierung nicht 
mehr finanzierbar ist.

DP: Was unterstützen noch alle?

Peer Oehler: Am ehesten die Idee der Be-
zahlung nach Dienstposten, wenn auch 
nicht alle. Die Grünen-Vorsitzende Marie 
Müser erklärte mir sogar, das wäre eine 
„grüne“ Forderung. Nicht wenige verbin-
den aber damit eine ehrliche Dienstposten-
bewertung. Die hat der Polizei-Hauptperso-
nalrat ja bereits gefordert. 

DP: Was ist mit deinem persönlichen Fa-
voriten, der Europaklasse?

Peer Oehler: Mit Ausnahme der AfD un-
terstützen das alle. Der CDU-Chef Michael 
Kretschmer sagte sogar, er wolle sich den 
Vorschlag des Polizei-Hauptpersonalrates 

„ein Stück weit zu eigen“ machen. Auch 
wenn manche Kollegen die Augen verleiern, 
wenn ich wieder damit anfange: Wir müssen 
vor die Lage kommen! Das heißt, wir müssen 
unsere Arme weiter ausstrecken für quali-
fiziertes Personal. Und fast alle Gesprächs-
partner fänden das darüber Hinausgehende 
ebenso gewinnend. Wir würden beginnen, 
einen nicht geringen Teil der Gesellschaft, 
den der Nichtdeutschen, in uns abzubilden. 
Auch das steigert unsere Akzeptanz in der 
Gesellschaft und das Vertrauen, dass man 
in uns setzt.

DP: Apropos Vertrauen, spielte der auf 
63 % gesunkene Vertrauenswert in die 
Polizei nach dem letzten Sachsenmoni-
tor eine Rolle?

Peer Oehler:  Nein, das habe ich nicht the-
matisiert. Aber die Akzeptanz polizeilicher 
Maßnahmen spielte bei den Gesprächen im 
linken Spektrum schon eine Rolle.

DP: Bei wem besonders?

Peer Oehler:  Ich erinnere mich, dass ich 
mit Stefan Hartmann, dem Co-Vorsitzenden 
der Linken in Sachsen, eine Debatte über 
„ACAB“ hatte. Das ist ja die höchste Form 
von Ablehnung der Polizei. Spannend finde 
ich sein Angebot, einen Antrag zur Ächtung 
dieser Parole für einen Landesparteitag der 
Linken vorzubereiten.

DP: Du glaubst auch an den Weihnachts-
mann.

Peer Oehler:  Ich glaube Stefan Hartmann 
persönlich. Und wenn mir das die GdP ge-
stattet, würde ich gern versuchen, einen 
solchen Antrag vorzubereiten. Natürlich 
kann das auch scheitern. Aber auch wir ste-
hen in der Verantwortung, alles dafür zu 
tun, damit der Hass auf Polizei nicht zu-
nimmt und die Angriffe auf unsere Beam-
ten zurückgehen.

DP: Bist du optimistisch, 
dass sich alle an das hal-
ten, was sie im Interview 
gesagt haben?

Peer Oehler: Ja, ich habe 
keinen als unglaubwür-
dig in Erinnerung. Wir 
sollten und müssen poli-
tische Verantwortungsträ-
ger trotz aller Meinungs-
verschiedenheit auch im-
mer als potenzielle Partner 
in der Umsetzung unserer 
Forderung sehen. Ohne die 
geht’s nicht!

DP: Danke, bis in fünf 
Jahren – zur nächsten 
Landtagswahl!
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KOMMENTAR ZUM LEITARTIKEL /INTERVIEW

Kommentar zu den Wahlinterviews 
mit den Parteien und welche Schlüsse 
zieht die GdP Sachsen daraus
Jörg Günther

Die Wahlen sind Geschichte. Sachsen ist 
an einem Wahldebakel knapp vorbeige-

schrammt. Noch! Mit dem jetzigen Ergebnis 
wird umzugehen sein. War dieses Ergebnis 
abzusehen? Ich glaube ja! Wer mit offenen 
Augen und Ohren durch den Alltag wandelt, 
hat das kommen sehen. Augenscheinlich ist 
das Vertrauen in die bisher etablierten Par-
teien gesunken, den Herausforderungen der 
Zeit gewachsen zu sein.

Werfen wir einen Blick auf die Lage der 
Nation aus Wählersicht.

Mit Waffenlieferungen werden wir wie-
der zur mittelbaren Kriegspartei. Pazifis-
mus und Friedensbewegung sind out. Stra-
tegisch ist unser Land nicht in der Lage mit 
Krisen und Bedrohungen fertig zu werden. 
Wir lassen wieder amerikanisches Sicher-
heits-Knowhow in Deutschland stationie-
ren und sind abhängig vom Wohlwollen an-
derer und somit erpressbar. Sicherheitsorga-
ne werden von Sicherheitsfirmen bewacht. 
Welch ein Hohn! Bei Krisen jeder Art kom-
men wir an unsere Leistungsgrenze. Katast-
rophen- und Zivilschutzschutz wird lücken-
haft nach Schadenseintritt erst wiederaufge-
baut. Terroristischen Anschlägen haben wir 
wenig entgegen zu setzen. Ein gefährlicher 
Trend zu importierter Messerkriminalität 
ist zu verzeichnen. Es wird Cannabis lega-
lisiert, ehrlich, weil wir dem Problem nicht 
Herr werden - der Kampf aussichtslos ist. 
Legalisieren wir in der Folge auch Crystal, 
Waffen und Internetkriminalität? Dann ist 
nur Prävention angesagt und jeder selbst für 
sein Handeln verantwortlich. Aber Präventi-
on ist in der Polizei auch reduziert oder auf 
Vereine oder Ehrenamtliche abgedrückt. Ich 
will nicht am helllichten Tag in der Chemnit-
zer Innenstadt offen Drogen angeboten be-
kommen. Die Dealer sind schneller wieder 
auf der Straße, als der Kollege im Revier sei-

nen Vorgang beendet hat. Von Justitia keine 
Spur – überlastet.

45 Arbeitsjahre mit weniger als 3000 € 
brutto im Monat führen nach derzeitigem 
Recht zu einer Rente von 1300 € brutto, so-
mit ist Altersarmut vorprogrammiert. D.h. 
im Pflegefall werden die Kinder körperlich 
und finanziell belastet bzw. das eigene Ge-
schaffene herangezogen. Das ist die Wert-
schätzung der Lebensleistung! Nicht jeder 
der smart genannten „Silberworker“ macht 
das aus Spaß an der Freude! Die nun an-
gedachte Lösung ist die Aktienrente. Man 
zockt mit Steuergeld in der Hoffnung, nicht 
das gleiche Schicksal wie die Pensionsfons 
der USA in der Bankenkrise zu erleben! 
Es bestehen Investitionsnotwendigkeiten 
in die Infrastruktur bei Schiene, Brücken, 
Schulen, Gesundheitswesen, Bahnhöfen, 
Bundeswehr, Justiz etc. in Milliardenhöhe. 
Die „Steuererklärung auf dem Bierdeckel“ 
bleibt ein Mythos. Die beabsichtigte Kran-
kenhausreform wird geplant ausschließlich 
von den gesetzlich Pflichtversicherten finan-
ziert. Das führt in der Konsequenz zu stei-
genden Krankenkassenbeiträgen der Mehr-
heit der Bevölkerung. Seit Jahren sitzen die 
regierenden Parteien vor der angestrebten 
schwarzen Null im Haushalt wie das Kanin-
chen vor der Schlange. Der kommenden Ge-
neration wenig finanzielle Schulden zu hin-
terlassen ist gut, bringt aber nichts, wenn 
nur noch Ruinen da sind. Dann wäre es al-
lerdings in deren Verantwortung den Wie-
deraufbau zu stemmen. Das ist nicht gene-
rationsgerecht! Ein Großteil der Herausfor-
derungen sind über die letzten Jahrzehnte 
selbst verschuldet. Wir sind im „Wartemo-
dus“. Wir warten, dass die Zeit vorhandene 
Probleme löst. Das z.B. der prognostizierte 
Bevölkerungsrückgang einige Notwendig-
keiten selbst regelt (Rentenkasse). Das der 

Wandel im ländlichen Raum Infrastruktur 
und notwendige Sicherheitsbehörden nur 
noch rudimentär notwendig machen. Den 
Trend wieder aus dem teuren Ballungszen-
tren aufs Land ziehen zu müssen/wollen, 
kann man eh nicht berechnen. Also weg mit 
Schulen, Kitas, Bus- und Bahnlinien – regelt 
sich alles von selbst….

Und dennoch scheint es Haushaltstöpfe 
in Milliardenhöhe für Entwicklungshilfen 
und Waffenlieferungen zu geben? Von Fri-
days vor Future ist nur eine CO2- Luftsteu-
er geblieben. Beim nachhaltigsten Mittel 
zum Klimaschutz, dem Deutschlandticket, 
streitet man über den generellen Erhalt bzw. 
Preis und die Finanzierung. 

Der viel strapazierte Fachkräfteman-
gel ist teilweise selbst verursacht. Wer hat 
die vorhandenen Lehrer und Erzieher nach 
der Wende zu Teilzeit genötigt, obwohl 
kleinere Klassen und Kitagruppen sinn-
voller für die Entwicklung unserer Kinder 
gewesen wären. Wer hat Lehrerstudien-
gänge in Chemnitz und Zwickau trotz Prog-
nosen zu anstehenden Altersabgängen ab-
geschafft und jetzt erst sehr zögerlich mit 
Einstellungsprogrammen und Verbeam-
tungen bei Lehrpersonal reagiert? Es wur-
den somit die vorhandenen Potentiale un-
serer Kinder nur unzureichend gefördert.  
Politische Bildung, Medienkompetenz und 
Finanzgrundlagen sind heute wichtige Vo-
raussetzungen in der Entwicklung unseres 
Nachwuchses.

Bei genau diesen verantwortlichen Par-
teien fanden sich Slogan zur „besseren Bil-
dung schon ab der Vorschule“ auf den Wahl-
plakaten. Glaubwürdig? 

Die Ausbildungsvergütungen für be-
stimmte Berufsgruppen sind unzurei-
chend und unattraktiv. Das Azubiticket zu 
teuer. Wie sind wir die letzten Jahre mit un-
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seren Fachkräften umgegangen? Mit be-
fristeten Arbeitsverträgen sollte der Wirt-
schaft Flexibilität bei Konjunkturschwan-
kungen ermöglicht werden. Die Folge war 
der permanente Wechsel von qualifizier-
ten Arbeitskräften ohne längere Bindung. 

Da kommt auch keine Unternehmungsbin-
dung zu Stande. Innovationen und Techno-
logien wurden ins Ausland verlagert. Out-
sourcing, weil da die Produktionskosten 
billiger waren und der Profit stieg. Tech-
nologieführerschaft auf dem Silbertablett 
verschenkt. Nun ist man erstaunt, dass wir 
von anderen abhängig sind und der techni-

schen Entwicklung hinterherlaufen. Plötz-
lich sind sichere Außengrenzen und kon-
trollierte Einwanderung hoffähig. Vor ge-
raumer Zeit wurde man dafür noch in die 
rechte Ecke gestellt. Unsere europäischen 
Freunde scheinen da mehr auf ihre Inter-

essen zu achten. Das scha-
det der Akzeptanz des Euro-
pagedanken! In den Inter-
views der Parteien scheinen 
sie alle verstanden zu haben, 
dass es in den vergangenen 
Jahren zu einer Fehlentwick-

lung in Deutschland gekommen ist. Leider 
sprechen die erlebte Vergangenheit, ak-
tuelle Haushaltssperren, angedachte Ar-
beitszeitverlängerungen, Diskussionen zu 
einem späteren Renteneintritt sowie kein 
Anpassen des Personalkörpers des Öffent-
lichen Dienstes an tatsächliche Aufgaben, 
eine andere Sprache. Gesetze zu beschlie-

ßen, deren Durchsetzung fraglich bleibt, 
ist Schattenboxen - Aktionismus ohne Sinn 
und Verstand. Die Bevölkerung erwartet ei-
nen wirklichen Wandel. So lange der nicht 
objektiv und spürbar beginnt, bewegen sich 
unsere Kollegen weiter in einem explosiven 
Spannungsfeld zwischen Frustration der 
Bevölkerung mit fehlender Achtung, An-
spruchsdenken bzw. Erwartungshaltung 
verschiedener Bevölkerungsgruppen und 
denen, die diesen eigentlich unhaltbaren 
Zustand für sich nutzen, Geschäfte machen 
und unbemerkt illegale Strukturen und 
Machtpositionen aufbauen. Das ist gefähr-
lich! Für uns als GdP heißt das weiter und 
nachhaltiger den Finger in die Wunden zu 
legen und über Parteigrenzen hinweg scho-
nungslos Defizite anzuprangern. Krach zu 
schlagen, wenn es notwendig ist und es ist 
notwendig! Nächstes Jahr ist wieder Wahl! 	
Jörg Günther

Politikerspruch des Tages: Franz Müntefering SPD „  
Ist unfair, Politiker an ihren ‚Es ist unfair‘  
Wahlversprechen zu messen 

Ehemaligentreffen des Polizei-Hauptpersonalrates 

Erik Berger

In Ohorn „An der Luchsenburg“ trafen sich ehemalige Mitglieder, 
die nun schon Pensionäre oder Rentner sind, des Polizei-Hauptper-

sonalrates. Dazu gesellte sich auf ausdrücklichen Wunsch unsere Lei-
terin der Geschäftsstelle des Polizei-Hauptpersonalrates, Annett Ko-
gel. Über 160 Jahre Personalratserfahrung waren insgesamt vertreten. 
Zahlreiche Erinnerungen, gespickt mit Anekdoten, wurden wieder auf-
gewärmt. Gute und schlechte Erfahrungen nochmals diskutiert und 
auch über manch „Führungspersönlichkeit“ der sächsischen Polizei 
und Politik hergezogen, aber auch positive Seiten herausgekehrt. Ein 
Treffen, das auf alle Fälle nicht das letzte gewesen sein wird. Der Perso-
nenkreis ist eh größer und es werden hoffentlich mehr werden. Allen, 

die aus persönlichen/gesundheitlichen Grün-
den nicht kommen konnten, sei gesagt, dass 
das nächste Treffen am 19. August 2025 wieder 
in Ohorn stattfinden wird. Abschließend vie-
len Dank an Maik Springer und das Team der 
Luchsenburg.   I

Von links nach rechts: Willi Bönsch, Matthias Büschel, 
„Max“ Schmähling, Lutz Schiefner, Gerd Schreiber, Hans 
Peter Scheidler, Erik Berger, Udo BreuckmannFo
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Am 3. und 4. September 2024 trafen sich der Geschäftsführende 
Landesvorstand (GLV) und der Landesvorstand (LV) der GdP Sachsen 
zu ihrem vierteljährlichen Meinungsaustausch

Mike Pfützner

Vorbereitung und Austausch  
am 3. September 2024

Der 3. September stand im Zeichen der Vorbe-
reitung der LV-Sitzung durch den GLV. Zudem 
fand ein intensiver Austausch mit Vertretern 
der GdP Brandenburg statt. Diskutiert wurden 
Themen wie die Grenzpolizei, Neueinstellun-
gen bei der Polizei und die damit verbundene 
Mitgliedergewinnung für die GdP, Zulagen in 
den einzelnen Bundesländern, das Eingangs-
amt A 8 in Brandenburg, die Zusammenarbeit 
zwischen GdP und den Personalräten, die 
Auswertung der Landtagswahlen in Sach-
sen sowie die Vorbereitung auf die Wahlen in 
Brandenburg und das Jobbike-Programm.

Der Austausch war sehr produktiv und 
beide Seiten konnten wertvolle Erkenntnis-
se für ihre weitere Arbeit gewinnen. Der Tag 
wurde mit einem gemeinsamen Abendessen 
abgerundet, bei dem die Gespräche vertieft 
wurden.

LV-Sitzung am  
4. September 2024

Am 4. September fand die LV-Sitzung statt. 
Leider hatte der Finanzminister im Vorfeld 
abgesagt, sodass wichtige Fragen zur Haus-
haltssperre und zum Personalaufwuchs bei 
der Polizei nicht besprochen werden konn-
ten. Dennoch gab es zahlreiche Themen, die 
im Landesvorstand angesprochen und be-
schlossen werden mussten. Zu Beginn gab 

es einen feierlichen Anlass zu würdigen: 
Klaus Hanisch, BG-Vorsitzender der FH Pol, 
wurde im August 60 Jahre alt.  

Ein zentrales Thema war die Grenzpoli-
zei in Sachsen, wobei die bereits jetzt schon 
dünne Personaldecke kritisiert 
wurde. Auch die am 2. Septem-
ber begonnene dreijährige Aus-
bildung in der Laufbahngrup-
pe 1.2 wurde thematisiert, da 
sie nicht zur Verbesserung der 
Situation beiträgt. Weitere Pro-
bleme wie Liegenschaften und 
Ausstattung wurden ebenfalls 
diskutiert. Ein geplanter Perso-
nalaufwuchs im mittleren drei-
stelligen Bereich wurde zwar 
begrüßt, kann aber die grund-
legenden Probleme nicht lösen.

Positiv konnte das GdP-
GLV-Mitglied und der Vorsit-
zende des Polizeihauptperso-
nalrats (P-HPR) verkünden, 
dass die Richtlinie zur Tele-
arbeit, mobiles Arbeiten und HomeTown
Office kurz vor der Unterschrift steht.

Weitere Themen und Erfolge

Weitere wichtige Themen waren die Perso-
nalratswahlen 2026, die Inflationsprämie für 
Beschäftigte in Elternzeit (hier gibt es leider 
ein neues Urteil, das negativ für die Beschäf-
tigten ist), die Auswertung der sächsischen 
Landtagswahlen und mögliche Auswirkun-
gen auf die GdP Sachsen sowie die Ausbil-
dungs- und Studienreform in Sachsen. Posi-
tiv hervorzuheben ist, dass am 2. September 
2024 302 Frauen und Männer ihre Ausbildung 
an den drei Schulstandorten begonnen ha-

ben, zusätzlich zu neun Sportlern an der Po-
lizeifachschule Chemnitz. Allen neuen Aus-
zubildenden wird viel Erfolg für ihre span-
nende Ausbildung gewünscht!

Ein weiteres Thema war das neu zu über-
arbeitende GdP-Arbeitsprogramm für Sach-
sen. Hagen Husgen hat sich bereit erklärt, 
die Punkte zusammenzufassen und mithil-
fe weiterer Hinweise aus der Mitgliedschaft 
zu prüfen, was die GdP erreicht hat und wel-
che Forderungen an die Politik gestellt wer-
den sollten. Das neue Arbeitsprogramm soll 
Anfang 2025 erscheinen.

Als weiteren Erfolg kann die GdP Sach-
sen verbuchen, dass die neue Sächsische Ur-

laubs-, Mutterschutz- und Elternzeitverord-
nung (SächsUrlMuEltVO) in Kraft getreten 
ist. Diese ermöglicht es nun, bei Niederkunft 
einen Urlaubstag zu erhalten, auch wenn die 
Eltern nicht verheiratet sind, sowie Fortbil-
dungen von Gewerkschaften und eine zeit-
lich begrenzte Erhöhung der Kind-Krank-Ta-
ge in 2024 und 2025.

Fazit

Trotz der hohen Temperaturen von über 
30 Grad war es ein anstrengender, aber er-
folgreicher Tag. Im Sinne der Beschäftigten 
konnten viele wichtige Themen besprochen 
und auf den Weg gebracht werden.  I

Fo
to

: G
dP

 S
N

Redaktionsschluss
Bitte beachten: Der Redaktionsschluss für das Landesjour-
nal Sachsen war für Oktober 2024 war der 26. August 2024, ist für  
November 2024 der 23. September 2024 und für Dezember 2024 der 28. 
Oktober 2024.
Hinweise: Das Landesjournal versteht sich nicht nur als Informations-
quelle, sondern auch als Kommunikationsforum für die sächsischen Kol-
leginnen und Kollegen. Zuschriften sind daher ausdrücklich erwünscht. 

Die Redaktion behält sich jedoch vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffent-
lichen. Für unverlangt eingesandte Manuskripte oder Fotos überneh-
men wir keine Gewähr für Veröffentlichung, den Zeitpunkt der Veröf-
fentlichung oder Rücksendung. Namentlich gekennzeichnete Artikel /  
Leserbriefe stellen nicht in jedem Fall die Meinung der Redaktion dar. 

Die Redaktion
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Du sorgst für Sicherheit! Aber wer 
sorgt für deine Sicherheit?
Ivonne Schuster

Neben dem kostenfreien Unfallversiche-
rungsschutz innerhalb der GdP-Mit-

gliedschaft empfiehlt es sich trotzdem, eine 
private Unfallversicherung abzuschließen. 

Die Mitglieder der GdP profitieren hier 
von einer besonderen Einstufung im Voll-
zugsdienst. 

Bedienstete im Vollzug der Polizei, BAG, 
Justiz oder Zoll, die Mitglied in der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) sind, werden gene-
rell in Gefahrengruppe A eingestuft. Dies 
gilt auch für die Spezialeinheiten wie GSG 9, 
PSA, BFE+, SEK, MEK, USK, REK, OED, ZUZ 
oder OEZ.

Ein besonderer Baustein sollte in der 
Unfallversicherung auf keinen Fall fehlen: 
die Sofortleistung für Vollzugsbedienste-
te (SLV). Diese leistet, wenn die versicher-
te Person in Ausübung der dienstlichen Tä-
tigkeit bei einem Verkehrsunfall und/oder 
durch direkte Gewalteinwirkung (auch 
Schuss- und/oder Stichverletzung) eines 
Dritten Gesundheitsschädigungen erlei-
det, die zu einem medizinisch notwendi-

gen Krankenhausaufenthalt von mind.  
drei Tagen oder zum Tod führen. Die Versi-
cherungssummen sind wie folgt: im Todes-
fall 150.000 Euro; bei Verletzung 1.500 Euro. 

Psychologische Soforthilfe für 
Vollzugsbedienstete aufgrund 
Post-Shooting-Trauma (PST) 

Macht die versicherte Person während eines 
Diensteinsatzes aufgrund einer Gefahren-
situation von der Dienst-/Schusswaffe Ge-
brauch und durch den abgesetzten Schuss 
wird eine dritte Person verletzt oder getötet, 
kann es zu einem sogenannten Post-Shoo-
ting-Trauma kommen. Für die nachweis-
lich notwendigen psychologische Therapie
sitzungen übernehmen wir die Vermittlung 
und die Kosten für bis zu zehn Therapie
sitzungen, maximal bis 1.200 Euro. 

Sprechen auch euch diese Leistungen an, 
dann kontaktiere deine/n PVAG Fachmann/ 
-frau und lass dich individuell beraten.  I

Ivonne Schuster
Lengenfelder Straße 223
08064 Zwickau
Mobil: (0173) 3563821
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Hallo, ich bin Annalena Lemke, 22 Jah-
re alt, und freue mich sehr, seit Au-

gust 2024 ein Teil der Gewerkschaft der 
Polizei Sachsen in der Geschäftsstelle in 
Kesselsdorf zu sein.

Ich kümmere mich um die Mitglieder-
verwaltung und bin zuständig für die Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit. Im Sommer 
2022 habe ich meine Ausbildung zur Ver-
anstaltungskauffrau abgeschlossen und 
absolviere aktuell nebenbei eine Weiter-
bildung zur Online-Marketing-Managerin.

Ich freue mich auf eine gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit.

Hallo, mein Name ist Jörg Woisch-
neck. Bisher habe ich in einer 

Eventagentur in Berlin Veranstaltungen 
von nationaler sowie internationaler 
Reichweite geplant und durchgeführt. 
Nun werde ich, zurück in meiner alten 
Heimat, das GdP-Team mit meinen Er-
fahrungen diesbezüglich unterstützen. 

Gemeinsam möchte ich die Ziele und 
Aufgaben unserer Gewerkschaft u. a. 
durch eine Vielfalt von Veranstaltun-
gen bereichern. Ich freue mich auf eine 
Zusammenarbeit mit den GdP-Mitglie-
dern.
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Unsere Neuen in der Geschäftsstelle 
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Beachvolleyballturnier der 1. BPA:  
ein Highlight trotz turbulenter Einsatzzeiten

In sehr turbulenten Einsatzzeiten sorgt die 
GdP mit ihren Partnern Signal Iduna und 

PSW für ein wenig Abwechslung beim Beach­
volleyballturnier der 1. BPA. Dieses fand im 
August 2024 statt und wurde durch tolle Preise 
und Verpflegung erneut zu einem Highlight.

Obwohl Einsatzlagen Vorrang haben und 
sechs Teams kurzfristig absagen mussten, 
kämpften bei bestem 
Wetter 24 Teams auf 
den acht Plätzen des 
DSSV um die begehrten 
Pokale und Geschen­
ke. Die Mannschaften 
der BePo und der Hub­
schrauberstaffel zeigten 
dabei vollen Einsatz.

Dank der Unterstüt­
zung von PSW Sachsen/
Thüringen und PVAG Si­
gnal Iduna war für das 
leibliche Wohl und be­
sonders die Getränke 
bestens gesorgt. Wir 
hoffen, dass die 9. Auf­
lage des Turniers nicht 
die letzte war und be­

ginnen optimistisch mit den Vorplanungen 
der 10. Auflage im Jahr 2025.  I
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Landesseniorengruppe lud  
zum Beihilfelehrgang ein
Landesseniorengruppe

Am 23. Juli 2024 war es endlich so weit: Ver­
treter des Landeseniorenvorstandes, Ver­

treter der Bezirksgruppen der Senioren und In­
teressierte trafen sich in der Geschäftsstelle der 
GdP in Kesselsdorf zu einem Seminar über den 
Umgang mit der Beihilfe im Ruhestand. Auch 
der Referatsleiter 339/D und eine Mitarbeiterin 
des Landesamtes für Steuern und Finanzen 
waren als Gäste anwesend. In einer sachlichen, 
konstruktiven und kameradschaftlichen Atmo­
sphäre wurde gegenseitiges Verständnis auf­
gebaut und viele offene Fragen geklärt. Mitar­
beitende und Vertreter der Signal Iduna trugen 
ebenfalls zum Gelingen der Veranstaltung bei.

Hauptsächlich wurden folgende Fragen 
beantwortet und diskutiert:

• �Grundlagen und Änderungen im Beihilfe­
recht im Zusammenhang mit den Tarifver­
tragsänderungen zum 1. Januar 2024

• �Bearbeitungszeiten, Umstellungen in den 
Bearbeitungen und Erreichbarkeiten

• �Einreichungsmodalitäten und Anforde­
rungen für eine sachgerechte und zeit­
nahe Bearbeitung

Es blieb ausreichend Zeit für Nachfragen 
und Diskussionen. Insgesamt kann die Ver­
anstaltung als Erfolg gewertet werden, da 
sie das gegenseitige Verständnis in diesem 
komplexen Bereich förderte, der früher oder 
später jeden betrifft.

Ohne eine fachkundige, rechtssichere 
Beratung ersetzen zu wollen, sollten nun 
in den Bezirksgruppen ausreichend Senio­
ren vorhanden sein, die mit Rat und Tat zur 
Seite stehen können. Es ist ratsam, sich bei 
Anfangsfragen und Fragen zur Verfahrens­
weise an diese Kollegen zu wenden. Die Er­
reichbarkeiten der Teilnehmer sollten unter 
der Regie der Bezirksgruppen und der dort 
angesiedelten Seniorengruppen unkompli­
ziert und zeitnah möglich sein.
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Die Gäste informierten die Vertreter der 
GdP aus den Bereichen der Polizeidirektio­
nen, Bereitschaftspolizei sowie die Außen­
dienstpartner der PVAG. Viele Fragen wur­
den gestellt und sachlich beantwortet. Das 
Thema Digitalisierung der Unterlagen für 
die Beihilfeabrechnung kann aktuell noch 
vollzogen werden. Daher sollten die Unter­
lagen in Papierform oder per E-Mail übersen­
det werden. Die Erreichbarkeit für die Bei­
hilfe – Zentrale: Telefonnr. (0351) 82719339 
– wurde ebenfalls thematisiert, um schnel­
ler helfen zu können.

Das Thema „Physiotherapie“ wurde eben­
falls angesprochen und auf die Beihilfever­
ordnung Anlage 3 verwiesen, in der die Ge­
bührenordnung hinterlegt ist. Auch die län­
geren Bearbeitungszeiten wurden erklärt, die 
nun der Vergangenheit angehören sollten. Ein 
wichtiger Punkt war, die Vollmacht für die 
Beihilfe sowie Versorgungsbezüge auszufül­
len und den Behörden zuzusenden, da dies im 
Notfall sehr wichtig ist. Dieses Problem wird 
von den Vertretern der Seniorengruppen bei 
jeder Zusammenkunft erneut angesprochen, 
da immer wieder Probleme auftreten.

Der Lehrgang war gut besucht und vie­
le Vertreter konnten wichtige Hinweise mit 
nach Hause nehmen.  I



… Sachsen

Das Thema Sport für Tarifbeschäftigte und 
Verwaltungsbeamte in der Polizei ist in den 
Personalvertretungen und der GdP seit Jah-
ren ein Dauerbrenner. In der von der Staats-
regierung durchgeführten Befragung zur 
Wertschätzungskampagne wurde durch 
die Polizeibeschäftigten dieser Punkt sehr 
häufig benannt. Vor Jahren wurde durch 
den Polizei-Hauptpersonalrat der Versuch 
unternommen, im Rahmen der Gleichbe-
handlung aller Beschäftigten die Gesund-
erhaltung und Gesundheitsförderung für 
diesen Personenkreis ebenfalls als Dienst-
sport unter Anrechnung von Arbeitszeit zu 
etablieren. Gescheitert ist unser Unterfan-
gen an der Argumentation der Ministerien, 
dass es rechtliche Bedenken zum Unfall-
schutz gäbe. Erleidet ein Tarifbeschäftigter 
bzw. Verwaltungsbeamter beim Sport in der 
Arbeitszeit einen Unfall, ist es logischer-
weise ein Arbeitsunfall. In dieser Konstel-
lation wäre die Unfallkasse Sachsen in der 
Leistungspflicht, obwohl diese Verletzung 
nicht mit der eigentlichen Arbeitsverrich-
tung in Verbindung steht. Dass regelmäßi-
ger Präventionssport das Risiko einer be-
rufsbedingten Erkrankung generell redu-
ziert und die Widerstandsfähigkeit erhöht 
und deshalb gefördert werden sollte, wird 
nicht gelten gelassen. Es wäre auch ein Un-
ding, wenn der arme Freistaat den Kolle-
gen für Sport Arbeitsentgelt zahlen würde. 
Als einziges Ergebnis konnte erreicht wer-
den, dass im Rahmen des Betrieblichen 
Gesundheitsmanagements diese Bediens-
teten an speziellen Informa tionskursen zu 
Bewegungs- und Sportmöglichkeiten im 
Rahmen ihrer Arbeitszeit teilnehmen dür-
fen. Mit diesen „Schnupperkursen“ sollen 
sie motiviert werden, das Erlernte in ihren 
Arbeitsalltag zu integrieren. Eine Fortfüh-
rung der individuell geeigneten Maßnah-
men muss dann allerdings in Freizeit erfol-
gen. So ist es jetzt die Regel, dass Vollzugs-
beamte in der Dienstzeit und die anderen 
Kollegen in ihrer Freizeit gemeinsam Sport 
treiben, Sport frei!
Jörg Günther

INFO-DREI

Präventionssport der Polizei in…
… Sachsen-Anhalt

„Sicherheit braucht Fitness“ ist das Mot-
to des Deutschen Polizeisportkuratori-
ums. In der Polizeiarbeit sind körperli-
che Fitness und psychische Belastbarkeit 
von herausragender Bedeutung. Schnell 
wechselnde Einsatzlagen, Wechsel-
schichtdienst und die Notwendigkeit ei-
ner professionellen Eigensicherung erfor-
dern eine besondere Leistungsfähigkeit. 
Des Weiteren stellen schnell wechselnde 
Einsatzlagen, der Wechselschichtdienst 
und besondere Erschwernisse durch ge-
schlossene Einsätze hohe Anforderun-
gen sowohl an die körperliche Leistungs-
fähigkeit als auch an die psychische Be-
lastbarkeit. Der Sport in der Polizei dient 
auch der stetigen physischen und psychi-
schen Weiterentwicklung der Leistungs-
fähigkeit der Polizeibediensteten. Eine 
wichtige Aufgabe für den Dienstsport ist 
ebenfalls die Förderung einer guten Ar-
beitsatmosphäre, des Zusammengehörig-
keitsgefühls und die Stärkung eines not-
wendigen Teamverhaltens. 

Und was ist mit den anderen Polizeibe-
schäftigten, den Tarifangestellten und den 
Verwaltungsbeamten, welche ebenfalls in 
ihrem täglichen Dienst bzw. Arbeit hohen 
physischen und psychischen Belastungen 
ausgesetzt sind? Aufgrund der bestehen-
den Interessen des Landes Sachsen-An-
halts an der Gesunderhaltung des Perso-
nals können dem genannten Personenkreis 
per Erlasslage zwei Stunden in Form einer 
Zeitgutschrift auf die Arbeitszeit angerech-
net werden. Weiterhin besteht ein gesetz-
licher Unfallschutz. Ungleich wird dagegen 
der Weg zur Sportstätte bewertet, so kann 
sich der Vollzug, diesen in einem angemes-
senen Rahmen auf seine Gesamtarbeitszeit 
anrechnen lassen und im Bereich der an-
deren Polizeibeschäftigten gilt diese Rege-
lung nicht. Diese unterschiedliche Verfah-
rensweise kann im Grunde genommen nie-
manden rational vermittelt werden, denn 
Gesundheit ist für alle wichtig, egal wel-
cher Status vorliegt!
Eycke Körner

… Thüringen

Den Forderungen der GdP nach tariflich ge-
regelten Arbeitsbedingungen zur Teilnah-
me am Gesundheits- und Präventionssport 
unter Anrechnung von Arbeitszeit für Ver-
waltungspersonal haben sich die Fraktio-
nen Die LINKE, SPD und Bündnis 90/Grü-
ne mit einem Entschließungsantrag an die 
Landesregierung (DS 7/9288) angeschlos-
sen. Ausgehend davon hat das Thüringer 
Polizeisportkuratorium in seiner Jahresta-
gung am 18. Januar 2024 einstimmig für die 
Unterstützung des Anliegens votiert und ei-
nen Vorschlag an das Thüringer Finanzmi-
nisterium unterbreitet. Der Umfang des Be-
triebssportangebotes für Tarifbeschäftigte 
bzw. Verwaltungsbeamte soll hierbei nicht 
dem Umfang der Dienstsportverpflich-
tung für Polizeivollzugsbeamte entspre-
chen, sondern einen zeitlichen Rahmen 
von nicht mehr als einer Stunde pro Wo-
che setzen. Ziel ist es, die Disharmonie be-
züglich Dienstsport zwischen Polizeivoll-
zug und Verwaltung aufzulösen. Darüber 
hinaus würde dieses Angebot hinsichtlich 
Gesundheitsmanagement innerhalb der Po-
lizei einen Erfolg sichernden Beitrag leisten. 
Das TFM kam nach Prüfung des Vorschlags 
zu dem Ergebnis, dass eine „bezahlte Frei-
stellung“ vom Dienst bisher tariflich nicht 
normiert ist. Mithin käme nur eine überta-
rifliche Regelung unter Einhaltung der ar-
beits-, tarif- sowie haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen in Betracht. Die Zustimmung 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) sei nicht zu erwarten. Hintergrund 
dafür ist, dass bereits auf der Mitglieder-
versammlung 9/2019 der TdL auf Anfrage 
des Landes Brandenburg erörtert wurde, 
welches sich mit der Forderung der GdP zu 
Tarifverhandlungen über die Anrechnung 
von Dienstsport auf die Arbeitszeit aller 
Beschäftigten konfrontiert sah. Die TdL 
sprach sich gegen diese Forderung aus 
und stellte fest, dass die Anrechnung als 
Arbeitszeit nur auf Beschäftigte der Voll-
zugspolizei beschränkt ist. Die Gesundheit 
der Beschäftigten ist der TdL nicht wichtig.
Marko Dähne


